
durch überschreitet, dass er ei allein dem Gericht vorbehal- 
tene Beweiswürdigung vornim t und seiner Beurteilung nicht 
vorgegebene Anknüpfungstatsa hen zu Grunde legt. Die Ab- 
lehnung des Sachverständigen wegen Besorgnis der Befan- 
genheit ist ferner dann gerechtf rtigt, wenn sich der Sachver- 
ständige nicht mit der geboten n Sachlichkeit mit substanzi- 
ierten Einwendungen gegen sei Gutachten auseinandersetzt 
(Beschl. V. 11. 3.2008 - 5 W 42 8-1 6). 

Arbeitsrecht I 
BAG: Einseitige 
fahren. Das arbeit 
auch durch ein Ereignis erle das schon vor Rechtshän- 
gigkeit eingetreten - 

,. druck vorgesehen i 

BAG: Mitbestimmung b on Leiharbeitneh- 
mern. Die Aufnahme von rn in einen Stellen- 
'401, aus dem der Verlei ung des Entleihers 

- h f t e  für die Einsätze auswählt, ist keine 
)nach 5 99 1 BetrVG mit e Übernahme i. S. 

von 5 14 III 1 AÜG. Mitbes ist erst der jewei- 
lige konkrete Einsatz von ern im Entleiherbe- 
trieb (Beschl. V. 23. 1. 2 

Teilnichtigkeit. Ein Tarifvert n auch nach den Grund- 
sätzen der Duldungs- oder insvollmacht wirksam zu 
Stande kommen oder durch 

nicht der Tarif schließenden aft angehörende Ar- 
beitnehmer ,,giltg', verletzt das der negativen Koali- 
tionsfreiheit und ist deshalb 

r )ses zwischen dem neu - 
(5 613a 12 BGB) (Urt. V. 12. 12. 

Strafrecht I 
s. Die nach deutschem 

Recht eingetretene Verfol rung einer Tat, für die 
auch die deutsche Geric egründet ist, steht der 
Auslieferung eines deuts gehörigen auf Grund 
eines Europäischen Haft epublik Polen entge- 
gen, selbst wenn nach t die Strafverfolgung 

b 

OLG Nürnberg: Tatric essungsfehler und 
ass der Dieb das 

Bild des Diebstahls un 
grund i. S. des 5 46 1 
dung des Revisionsge 
Erfordernisses ersch 
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4 
aller bedeutsamen, aktuelle Umstände - nach der Entschei- 
dung des BVerfG zur verf sungskonformen Auslegung des 
5 354 1 a StPO (NJW 2007, 2977 [2980]) auf Ausnahmefälle 
beschränkt. In der Regel be arf es tatrichierlicher Aufklärungs- 
bemühungen (Beschl. V. 21. 5.2008 - 2 St Ss 11/08). i 
BVerwG: Kürzung der 
VAHRG ergibt sich kein Sc für eine Unter- 
haltsvereinbarung (Urt. V. 

vorgesehen im nächsten 

Steuerrecht I 

VGH München: Einwend~ngen 
zungsverfahren. Stellen sic? 
fahren neben gebührenrecht 
Probleme, wird der Anwalt 
wiesen, seinen Anspruch vor 
Es genügt die bloße Erhebung 
Einwendung, um die Titulieru 
Festsetzungsverfahren ausz 
sprüchliches Vorbringen 
men Erhebung nicht 
zwingend aus (Beschl. V. 30. 

BFH: Auflösung einer parrücklage. Ansparrücklagen 

. . 

im Vergütungsfestset- 
im Vergütungsfestsetzungsver- 

ichen Fragen auch zivilrechtliche 
durch 5 11 V 1 RVG darauf ver- 

den Zivilgerichten einzuklagen. 
einer nicht gebührenrechtlichen 

7g der anwaltlichen Vergütung im 
  schließen. Auch in sich wider- 

schießt die Annahme einer wirksa- 
gebührenrechtlicher Einwendungen nicht 

1.2008 - 10 C 712693). 

Nachrichten 

~undesrechtsan~altsk gibt Fachanwaltszahlen be- 
kannt. In einer Pressem vom 12. 6. 2008 hat die Bun- 

er Fachanwälte ein be- 

Rechtsanwälte. 

für Familienrecht 

für Bau- und Ar- 

Wohnungseigentumsre 

Weitere Informationen zu ma . Fachanwaltschafien" er- 
halten Sie im kommenden 

Aktuelle Rechtsprechung zur Befangenheit eines Richters. 
Das Ablehnungsgesuch gegen den Richter wegen der Besorg- 
nis der Befangenheit ist ein Verfahren von aktueller Brisanz. 
Jüngst hat Ernst Benda in der ZRP 2007, 267, auf eine denk- 
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bare Befangenheit der Gerichtsmitglieder bei der Entschei- 
dung über die Rauchverbote hingewiesen (zit. von Süddeut- 
sche Zeitung, 11. 6. 2008, S. 2). Dass die Bedenken hinsicht- 
lich der Befangenheit sich aber oft als haltlos erw_e&n, zeigen 
zwei kürzlich ergangene Entscheidungen: 
In-mnserer Entscheidung der Woche (KG, Beschl. V. 22,5. 
2d08 - 18 WF 68/08; abrufbar unter www.njw.de) geht es um 
die Frage, ob eine Richterin in einem familienrechtlichen Ver- 
fahren eine Mitgliedschaft im Deutschen Juristinnenbund offen 
zu legen hat. Das KG hat in einer potenziellen Mitgliedschaft 
im Deutschen Juristinnenbund keinen Ablehnungsgrund i.S. 
des 5 42 11 ZPO gesehen, der geeignet ist, Misstrauen gegen 
die Unparteilichkeit eines Richters zu rechtfertigen. Die bloße 
Mitgliedschaft in einem größeren Verein sei selbst dann kein 
genereller Ablehnungsgrund, wenn dieser Verein Prozess- 
beteiligter ist. Ein über die Mitgliedschaft hinausgehendes Ver- 
halten seitens der Richterin, das Anlass gegeben hat, an ihrer 
Unvoreingenommenheit zu zweifeln, habe nicht vorgelegen. 
Eine ebenfalls ablehnende Entscheidung des LSG Rheinland 
Pfalz (Beschl. V. 6. 5. 2008 - L 3 B 126/08 AS) erging U. a. auf 

- ' eine Selbstanzeige einer Richterin. Diese zeigte ihre Besorgnis , ') der Befangenheit an, nachdem ihr der Kläger in einem Verfah- 
ren körperliche Gewalt angedroht und er in dem Gericht m i n  
ihr einen „Dreck der Gesellschaft"_clesehen hatte. 
Diese Selbstanzeige erachtete das LSG Rheinland Pfalz als 
unbegründet. Anderenfalls habe es ein Beteiligter in der Hand, 
durch verbale Angriffe den zuständigen Richter von der Bear- 
beitung des Verfahrens auszuschließen. Zum Amt des Richters 
gehöre es auch, mit beleidigenden Äußerungen und Drohun- 
gen umzugehen. Die beleidigenden Äußerungen seien nicht 
gegen die Vorsitzende persönlich, sondern gegen die Justiz 
gerichtet gewesen. Das Verhalten des Klägers verlange nach 
geeigneten Vorkehrungen des Dienstherrn zum Schutz der 

3lichterin und gegebenenfalls einer strafrechtlichen Prüfung. 

EU-Justizrninister: Beschuldigtenrechte bei Abwesenheits- 
entscheidungen präzisiert und gestärkt. Die Justizministe- 
rinnen und -minister der Europäischen Union haben sich am 
6. 6. 2008 auf einen Rahmenbeschluss geeinigt, mit dem die 
Rechte der von Abwesenheitsentscheidungen im Strafver- 
fahren Betroffenen bei der Anerkennung der Entscheidung im 

I ' EU-Ausland verbessert werden. Das neue Recht erhöht die 
, Voraussetzungen, unter denen eine Abwesenheitsentschei- 

dung eines Mitgliedstaats von einem anderen Mitgliedstaat 
vollstreckt werden muss, in dem die verurteilte Person sich 
aufhält. 
Der neue Rahmenbeschluss ändert Vorschriften zur Anerken- 
nung von Abwesenheitsentscheidungen in fünf bereits geeinig- 
ten EU-Rahmenbeschlüssen zu Gunsten der Betroffenen ab. 
Dazu werden die Vorgaben präzisiert, mittels derer EU-einheit- 
lich bestimmt werden kann, wann überhaupt eine Abwesen- 
heitsentscheidung vorliegt und unter welchen Voraussetzun- 
gen ein um die Vollstreckung einer Abwesenheitsentscheidung 
ersuchter Staat dieser Bitte entsprechen muss bzw. wann 
er sich dieser verweigern kann (zu den Einzelheiten vgl. die 
Pressemitteilung des BMJ V. 6. 6.2008, online abrufbar unter 
http://www.bmj.de; s. auch die in beck-blog unter der Rubrik 
Strafrecht eingestellte Meldung V. 8.6.2008, abrufbar unter& 
http://www.blog.beck.de). 
Deutschland hat bereits während seiner ELI-Ratspräsident- 
schaft im ersten Halbjahr 2007 intensive Bemühungen unter- 
nommen, eine Einigung zu Mindeststandards im Strafverfah- 
ren mit den übrigen Mitgliedstaaten zu erzielen, die am hinhal- 
tenden Widerstand insbesondere eines Mitgliedstaats geschei- 
tert sind. 

Personalien 

Richter am BAG Dr. Knut-Dietrich Bröhl irn Ruhestand. 
Mit Ablauf des 31. 5. 2008 ist der Richter am BAG Dr. Knut- 
Dietrich Bröhl in den Ruhestand getreten. Der gebürtige Berli- 
ner trat im Mai 1971 in den Richterdienst des Landes Nord- 
rhein-Westfalen ein. Nach einer Tätigkeit als Richter beim ArbG 
Köln wurde Bröhl im September 1980 zum Vorsitzenden Rich- 
ter am LAG ernannt. In dieser Funktion war er zunächst am 
LAG Düsseldorf tätig und wurde 1985 an das LAG Köln ver- 
setzt. Im Jahr 1993 folgte die Ernennung Bröhls zum Richter 
am BAG. Hier wurde er dem für das Kündigungsrecht zustän- 
digen Zweiten Senat zugeteilt, dem er bis zu seinem Aus- 
scheiden angehörte. Seit 2000 war er stellvertretender Vorsit- 
zender dieses Senats und hat die Rechtsprechung zum Kün- 
digungsrecht maßgeblich mit geprägt. Das Kündigungsrecht ist 
auch Gegenstand seiner Dissertation: Diese verfasste er unter 
dem Titel „Die außerordentliche Kündigung mit notwendiger 
Auslauffrist" im Jahr 2005 an der Universität Gießen. Als Mit- 
glied des Richterrats und langjähriger Vorsitzender des Vereins 
der Richterinnen und Richter des BAG hat sich Bröhl über 
Jahre hinweg für die Belange der Richterschafi eingesetzt. 

Richter am BSG a.D. Ludwig Küster feierte den 80. Ge-: 
burtstag. Richter am BSG a. D. Ludwig Küster ist am 2.6.: 
2008 80 Jahre alt geworden. Nach seinem Zweiten Juristischen 
Staatsexamen im Oktober 1956 übte Küster bis Mai 1958 eine 
Tätigkeit als wissenschaftlicher Mitarbeiter beim LSG Nord- 
rhein-Westfalen und beim SG Düsseldorf aus. Danach führte 
ihn sein Weg zum ersten Mal zum BSG. Er war dort von Mai 
1958 bis Ende 1960 als wissenschaftlicher Mitarbeiter abge- 
ordnet. Seit 1961 war Küster wieder in der Sozialgerichtsbar- 
keit Nordrhein-Westfalens, zunächst beim SG Duisburg, seit 
1965 beim LSG Nordrhein-Westfalen, tätig. 1970 folgfe dann 
Küsters Rückkehr zum BSG, wo er zum Richter am ' SG er- 
nannt wurde. Hier gehörte er bis zu seinem E i n t J i n  den 
Ruhestand im April 1987 dem 2.Senat an. der für C)? Angele- 
genheiten der gesetzlichen Unfallversicherung zustandig ist. 

i 
Leserbriefe 

/ 
Zu BVerfG, NJW 2008, 1581: ,,Zeitpunkt der Beantragung 
von Beratungshilfe". Sollte 
angekündigten Entscheidung 
2008 gemeint sein, so sollte 
kommentiert vorgenommen werden. Das BVerfG unterfällt da- 
bei nämlich erheblichen Fehldeutungen und setzt sich zu einer 
eigenen Entscheidung in Widerspruch. 

So basiert die Entscheidung auf der mehrfach angesproche- 
nen Annahme, der Anwalt leiste Beratungshilfe. Dabei über- 
geht das Gericht die Legaldefinition in § 1 BerHG, die die mit 
dem Gesetz bezweckte Leistung als ,,Hilfe für die Wahrneh- 
mung von Rechten" bezeichnet. Es handelt sich also um die 
Hilfe für die Wahrnehmung von Rechten, nicht um die Wahr- 
nehmung selbst. Nur die aber leistet der Anwalt. 
Die Hilfe besteht in der Finanzierung dieser Leistung. Es heißt 
Hilfe für, nicht durch oder bei der Wahrnehmung von Rechten! 
So kann also ein Anwalt nicht vor der Antragstellung Bera- 
tungshilfe geleistet haben, denn er leistet nur Beratung. Falsch 
ist also die Formulierung in Ziff. 8 der Entscheidung, ,, . . . was 
der Rechtsuchende ... dem Rechtsanwalt zu dessen Entschei- 
dung über die Gewährung von Beratungshilfe mitzuteilen hat". 
Der Anwalt trifft keine Entscheidung über die Gewährung von 
Beratungshilfe, sondern nur über die Beratung selbst. 
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